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Koalitionssignale und ihre Wirkungen auf Wahlentscheidungen  
 
Evelyn Bytzek / Thomas Gschwend / Sascha Huber / Eric Linhart / Michael F. Meffert  
 
 
Zusammenfassung: Im deutschen Fünf-Parteien-System nimmt die Zahl der möglichen 
Koalitionen zu und Koalitionssignale gewinnen daher eine zunehmende Bedeutung für das 
Entscheidungsverhalten der Wähler. Um individuelle Wahlentscheidungen angemessen zu 
analysieren, müssen Koalitionssignale folglich bei der Modellierung des Wählerkalküls mit 
einbezogen werden. Der vorliegende Beitrag untersucht vor diesem Hintergrund die 
Bedeutung von Koalitionssignalen für das Wahlverhalten. Anhand von Analysen 
verschiedener Datensätze der German Longitudinal Election Study (GLES) wird für die 
Bundestagswahl 2009 gezeigt, dass Koalitionssignale zu Veränderungen der Wahlabsicht 
führen. Aufgrund der komplexen Koalitionssituation führen solche Wahlentscheidungen 
allerdings nicht immer zu einer Maximierung des Erwartungsnutzens, Wähler können 





Coalition Signals and their Impact on Voting Behaviour 
 
Abstract: The number of possible coalitions in the German five-party system is rising. 
Coalition signals become consequently more important for the decision-making process of 
voters. In order to model individual vote choices adequately, the impact of coalition signals 
must therefore be taken into account. Taking the case of the 2009 federal election, we provide 
evidence for these assumptions using several data sources of the German Longitudinal 
Election Study (GLES). We show that coalition signals can change individual vote intentions. 
Due to the increasing complexity of coalition formation, such behavior does not always 






Welche Rolle spielen Regierungskoalitionen und speziell die Koalitionssignale von Parteien 
für individuelle Wahlentscheidungen? Die Koalitionslage bei Bundestagswahlen war lange 
Zeit sehr übersichtlich. Meist war schon vor der jeweiligen Wahl klar, welche Parteien 
beabsichtigten, nach der Wahl im Falle einer ausreichenden Mehrheit eine gemeinsame 
Regierungskoalition zu bilden. Erreichten die Bündnisse eine Mehrheit der Sitze, so wurden 
die entsprechenden Koalitionen nach der Wahl auch tatsächlich gebildet (Pappi et al. 2006). 
Diese Situation änderte sich schlagartig mit der Bundestagswahl 2005: Vor der Wahl lag die 
schwarz-gelbe Proto- bzw. Vorwahlkoalition in den Umfragen deutlich vorne, und sowohl 
CDU/CSU als auch FDP hatten ihren Willen bekundet, mit der jeweils anderen Partei zu 
koalieren. Überraschenderweise verfehlte dieses Parteienbündnis bei der Wahl jedoch die 
notwendige Mehrheit der Sitze im Bundestag, so dass die angestrebte Koalition nicht realisiert 
werden konnte. Ebenso erging es der noch amtierenden Regierungskoalition aus SPD und 
Grünen, die eine Fortführung der gemeinsamen Regierungsarbeit anstrebte. Die Folge war die 
Bildung einer Großen Koalition. Vor diesem Hintergrund avancierte im Vorfeld der 
Bundestagswahl 2009 die Diskussion ungewöhnlicher, bislang auf Bundesebene noch nie 
beachteter Koalitionsmodelle wie einer Zusammenarbeit von CDU/CSU, FDP und Grünen in 
einer sogenannten Jamaika-Koalition, einer sogenannten Ampel-Koalition aus SPD, Grünen 
und FDP oder auch einer Linkskoalition aus SPD, Grünen und der Linken zu einem der 
wichtigsten Themen des Wahlkampfes. Auch wenn nach der Bundestagswahl 2009 mit der 
Bildung einer schwarz-gelben Koalition ein Rückgriff auf tradierte Koalitionsmodelle 
erfolgte, dürften aufgrund der geänderten Mehrheitsverhältnisse bei künftigen 
Bundestagswahlen unklare Koalitionssituationen häufiger vorkommen und neue, 
lagerübergreifende Drei-Parteien-Bündnisse zwangsläufig erneut thematisiert werden. Hierzu 
trägt erstens das konsolidierte Fünf-Parteiensystem mit zwei mittelgroßen und drei etwa 
gleichstarken kleineren Parteien bei, das die Mehrheitsbildung deutlich erschweren wird. 
Zweitens zeigt die Erfahrung der vorangegangenen Bundestagswahlen 2002 und 2005 
(Gschwend/Norpoth 2005), dass auch in den letzten Wochen vor einer Wahl sichergeglaubte 
Mehrheiten noch verloren gehen können. 
Welche Folgen haben diese Veränderungen der Koalitionspolitik für die Wähler? Von 
unterschiedlichen Koalitionen kann die Umsetzung unterschiedlicher Politiken erwartet 
werden, die den Idealvorstellungen einzelner Wähler mehr oder weniger nahe kommen. 
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Wähler dürften daher Präferenzen nicht nur im Hinblick auf Parteien, sondern auch auf 
Koalitionen entwickeln (vgl. Linhart 2007). Maßgeblich für diese Präferenzen dürfte sein, 
welche Koalition am ehesten eine Politik erwarten lässt, die den Idealvorstellungen der 
Wähler nahe kommt. Wenn wir mit Downs (1957) davon ausgehen, dass ein Wähler mit 
seiner Wahlentscheidung möglichst effektiv über die nächste Regierung und deren Politik in 
der folgenden Legislaturperiode mitentscheiden will, sollte diese Entscheidung infolgedessen 
in Rechnung stellen, welcher Koalition sich die gewählte Partei vermutlich anschließen (oder 
aber gerade nicht anschließen) und welche Politik diese Koalition dann umsetzen wird.  
Hierbei ergeben sich als Folge der bei den jüngsten Bundestagswahlen veränderten 
Koalitionssituation zwei Probleme: Erstens konnten sich die Wähler bislang relativ leicht, d.h. 
auch ohne größeres Interesse an politischen Vorgängen, an der Links-Rechts-Dimension des 
politischen Wettbewerbs mit relativ klar zuordenbaren Blöcken auf der linken und auf der 
rechten Seite des Spektrums orientieren . Nun stehen sie vor der Herausforderung, eine 
Vielzahl möglicher Koalitionsalternativen gegeneinander abzuwägen, die – wie etwa im Fall 
der 2009 diskutierten Dreier-Konstellationen „Jamaika“ und „Ampel“ – nicht mehr so 
deutlich wie bisher ideologisch verbunden sind. Die zukünftige Politik solcher neuartigen 
Parteienkombinationen zu antizipieren und den Einfluss der jeweiligen Parteien innerhalb 
dieser Koalitionen abzuschätzen, stellt sicherlich eine nicht zu unterschätzende 
Herausforderung für die Wähler dar.  
Zweitens stellt sich die Frage, wie es um die Aussichten einer bestimmten Koalition bestellt 
ist, nach der Wahl tatsächlich gebildet zu werden. Dies hängt davon ob, ob die 
Mehrheitsverhältnisse ein solches Bündnis zulassen, aber auch davon, ob die Parteien 
überhaupt in dieser Weise zusammenarbeiten wollen. Erwartungen hinsichtlich der 
Mehrheitsverhältnisse nach der Wahl, insbesondere aber auch die von den Parteien 
ausgesendeten Koalitionssignale können für die Wähler daher eine wesentliche 
Entscheidungshilfe darstellen. Koalitionssignale können darüber Aufschluss geben, welche 
Koalitionen die einzelnen Parteien als für sich wünschenswert oder zumindest akzeptabel 
ansehen und für welche sie eine Beteiligung ablehnen. Orientiert sich ein Wähler an den 
Aussagen der Parteien zu möglichen Koalitionen, kann dies zu einer Situation führen, in der 
er von der Wahl der von ihm am meisten präferierten Partei Abstand nimmt, weil diese 
möglicherweise einer von ihm wenig präferierten Koalition ins Amt verhelfen würde. 
Stattdessen kann er versuchen, durch die Wahl einer weniger präferierten Partei die 
Aussichten auf Realisierung einer stärker präferierten Koalition zu verbessern. 
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Koalitionssignale können somit ein Grund (neben anderen wie beispielsweise das Vermeiden 
vergeudeter Stimmen) für das Abweichen von der am meisten präferierten Partei sein. 
Unklare Koalitionssituationen machen es dem Wähler schwerer, eine zielgerichtete 
Wahlentscheidung zu treffen. Bei der Einschätzung der Chancen unterschiedlicher 
Koalitionen stellen die Koalitionssignale zwar eine wesentliche Entscheidungshilfe dar, 
können aber auch zu Fehlentscheidungen der Wähler führen. Weicht ein Wähler aufgrund von 
Koalitionssignalen bei der Wahlentscheidung von seiner eigentlich präferierten Partei ab und 
schätzt dabei aufgrund der komplexen Konstellation die erwartete Politik der von ihm 
präferierten Koalition oder gar die Bereitschaft der Parteien, gemeinsam eine Regierung zu 
bilden, falsch ein, kann seine abweichende Wahl zu einem für ihn schlechteren Ergebnis 
führen als die Entscheidung für die eigentlich bevorzugte Partei. 
Das Phänomen von Wahlentscheidungen, die von der obersten Parteipräferenz abweichen, 
wird in der Literatur unter dem Begriff des „strategischen Wählens“ diskutiert – im Gegensatz 
zur Wahl der meistpräferierten Partei (also der Präferenzwahl).1 Hierbei wird dem Wähler in 
der Regel die Motivation unterstellt, durch die abweichende, strategische Wahl ein für sich 
besseres Ergebnis erzielen zu wollen, als es durch Unterstützung der erstpräferierten Partei 
erreicht werden könnte. Inwiefern dieses Ergebnis „besser“ als das der Präferenzwahl ist, 
bleibt jedoch häufig unklar. In empirischen Studien wird diese Frage häufig ausgeblendet, 
indem von der obersten Präferenz abweichendes Wahlverhalten a priori mit strategischem 
Verhalten gleichgesetzt wird. Um mit der bestehenden Literatur im Einklang zu sein, folgen 
wir dieser Sichtweise, eine abweichende Wahlentscheidung als strategisch – man könnte 
einschränken potenziell strategisch – zu klassifizieren und die Sinnhaftigkeit dieser 
Abweichung nur implizit anzunehmen. Gleichzeitig referieren wir auf das Modell von Linhart 
(2007, 2009a), das die Folgen jeder möglichen Wahlentscheidung im Sinne von Downs 
(1957) kalkuliert. Die rationale Wahlentscheidung ist dann diejenige, die den 
Erwartungsnutzen für einen Wähler maximiert, also die Wahlentscheidung, deren Folgen ein 
Wähler am besten bewertet. Klar ist, dass bei diesen Definitionen Rationalität weder ein 
hinreichendes noch ein notwendiges Kriterium für strategisches Wahlverhalten ist. So kann 
auch die Wahl der meistpräferierten Partei rational sein, genauso wie dies für eine strategische 
                                                 
1 Die Wahl der meistpräferierten Partei wird im Englischen als sincere voting bezeichnet und daher auch in der 
deutschsprachigen Literatur häufig „ehrliche Wahl“ genannt. Wir verwenden stattdessen den Begriff 
Präferenzwahl, da nicht davon ausgegangen werden kann, dass strategische Wähler unehrlich handeln. 
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Wahlentscheidung nicht der Fall sein kann. Insbesondere Wahlentscheidungen, die 
strategisch, aber nicht rational sind, wurden von der Forschung bisher nur wenig beachtet.2  
Eine komplizierte Koalitionssituation lässt erwarten, dass eine rationale Wahlentscheidung 
grundsätzlich schwieriger wird, doch ob Koalitionssignale eine rationale Wahlentscheidung 
erleichtern oder erschweren, ist bislang unklar. Der vorliegende Beitrag geht vor diesem 
Hintergrund der Frage nach, welche Rolle Koalitionssignale in komplexen 
Koalitionssituationen bei der Wahlentscheidung spielen. Wir referieren zunächst den 
Forschungsstand in Hinblick auf Einflüsse von Koalitionsüberlegungen auf 
Wahlentscheidungen. Im Anschluss daran stellen wir unser Modell der rationalen 
Wahlentscheidung vor, das Koalitionssignale integriert. Im empirischen Teil prüfen wir 
zunächst am Beispiel der Bundestagswahl 2009 eine wesentliche Prämisse unseres Modells, 
nämlich dass Koalitionssignale Wahlentscheidungen beeinflussen; wir stützen uns dabei auf 
ein experimentelles Design. Anschließend präsentieren wir die Ergebnisse einer empirischen 
Umsetzung unseres Modells der Wahlentscheidung, ebenfalls für die Bundestagswahl 2009. 
Wir legen hierbei ein besonderes Augenmerk auf die Wähler, die sich vor dem Hintergrund 
einer komplexen Koalitionssituation strategisch, aber nicht rational entscheiden. Für die 
Analysen machen wir Gebrauch von einer bislang nicht da gewesenen Datenlage, die durch 
die German Longitudinal Election Study (GLES) generiert wurde.  
 
 
2. Stand der Forschung 
 
Welche Rolle spielen Präferenzen von Wählern für bestimmte Koalitionen sowie deren 
Aussichten auf Realisierung für individuelle Wahlentscheidungen? Diese Frage findet erst seit 
wenigen Jahren in der Wahlforschung Beachtung. Mittlerweile konnte jedoch für eine 
Vielzahl von Ländern gezeigt werden, dass Koalitionspräferenzen und -erwartungen Einfluss 
auf Wahlentscheidungen nehmen, darunter Belgien (Gschwend/Hooghe 2008), Israel (Aldrich 
et al. 2004; Blais et al. 2006; Bargsted/Kedar 2009), die Niederlande (Gschwend/van der Kolk 
2006; Irwin/van Holsteyn 2003) und Österreich (Meffert/Gschwend 2010a; Pappi 2007). In 
der deutschen Wahlforschung wird dieses Thema vornehmlich unter Bezug auf Modelle des 
                                                 
2 Man muss nicht soweit gehen und die Einschätzung von Buchanan/Yoon (2006) teilen, jedes rationale 




strategischen Wählens diskutiert, wenngleich einige Arbeiten auch auf einen Einfluss von 
Koalitionspräferenzen unabhängig von strategischen Überlegungen hinweisen (Bytzek 2010; 
Bytzek/Huber 2010). Für die strategische Wahlentscheidung sind insbesondere Überlegungen 
dazu relevant, welche Koalition sich nach einer Wahl bilden wird. Diese können Wähler aus 
zwei Quellen ableiten: den Koalitionssignalen der Parteien und den Umfragewerten, welche 
diese vor einer Wahl erreichen. Dass Koalitionssignale eine wichtige Rolle bei der Bildung 
von Koalitionserwartungen spielen, wird auch dadurch begünstigt, dass sie von den Partei oft 
explizit gemacht werden und für die Wähler einfach zu verstehen sind (Gschwend 2007; 
Meffert/Gschwend 2007, 2009; Linhart 2007; Decker 2009). Etliche Studien zeigen denn 
auch, dass Koalitionspräferenzen und -signale Wahlentscheidungen in eine im Sinne 
strategischen Wählens sinnvolle Richtung beeinflussen (z.B. Gschwend/Pappi 2004, 
Pappi/Gschwend 2005, Huber et al. 2009).  
Da diese Untersuchungen aber vorwiegend mit Querschnittsdaten arbeiten, kann die 
Möglichkeit nicht ausgeschlossen werden, dass die Wahrnehmung von Koalitionssignalen 
nicht vom situativen Kontext der Wahl, sondern von den eigenen Präferenzen der Wähler 
abhängt. Daher stellt sich die Frage, wie man Evidenz für eine direkte Beziehung zwischen 
Koalitionserwartungen und individuellem Wahlverhalten erbringen kann. Ein strenger 
Nachweis wäre gegeben, wenn auf veränderte Koalitionserwartungen auch ein verändertes 
Wahlverhalten folgt. Dazu müsste eine Situation gefunden oder künstlich geschaffen werden, 
in der ein Wähler wiederholt befragt wird und alle entscheidungsrelevanten Faktoren mit 
Ausnahme der Einschätzung der Koalitionslage gleich bleiben. Verändert sich unter solchen 
Bedingungen das Wahlverhalten des Befragten, dann kann diese Veränderung ursächlich auf 
die veränderte Koalitionserwartung zurückgeführt werden. Umfrage-Experimente stellen 
einen Weg dar, wie eine solche Situation erzeugt werden kann. Hierbei werden den Befragten 
unterschiedliche, hypothetische Kontexte in Form sogenannter Vignetten vorgestellt, die in 
untereinander vergleichbarer Weise unterschiedliche Konstellationen von Koalitionssignalen 
definieren. Wenn sich Wahlabsichten von Befragten in Reaktion auf diese hypothetischen 
Szenarien ändern, kann das direkt auf die variierten Koalitionssignale als manipulierten 
kontextuellen Faktor zurückgeführt werden. 
In der Literatur gibt es einige wenige Beispiele für diese Vorgehensweise. So untersuchten 
Gschwend/Hooghe (2008) im Rahmen einer Online-Studie für Belgien, unter welchen 
Bedingungen Wähler den Koalitionssignalen der Parteiführer folgen und eine (in Belgien 
mögliche) gemeinsame Parteiliste unterstützen. Dafür wurde die ursprüngliche individuelle 
Wahlabsicht für Parteien mit der Wahlabsicht in einem hypothetischen Kontext verglichen, 
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der es ermöglicht, statt für einzelne Parteien für bestimmte gemeinsame Parteilisten zu 
stimmen. Mit expliziten Vignetten zu hypothetischen, aber plausiblen Umfrageergebnissen 
und Koalitionssignalen von Parteien untersuchen Irwin/van Holsteyn (2003) in einer 
niederländischen Vorwahlstudie, wie sich das individuelle Wahlverhalten ändert, wenn sich 
der entsprechende Kontext ändert. Linhart/Huber (2009) konfrontierten Befragte mit 
ähnlichen Szenarien und stellten einen Einfluss unterschiedlicher Koalitionssituationen auf 
das Wahlverhalten in Deutschland fest. Schließlich zeigte sich auch in einer Studie von 
Meffert/Gschwend (2010b) zur Nationalratswahl 2006 in Österreich, dass viele Wähler von 
ihrer ursprünglich angegebenen Wahlentscheidung systematisch abweichen, wenn ihnen 
bestimmte Koalitionssignale verfügbar gemacht werden.  
Die Ergebnisse bisheriger Studien zeigen also, dass Koalitionssignale einen Einfluss auf 
individuelle Wahlentscheidungen haben können. Es liegen jedoch bislang kaum Befunde dazu 
vor, ob die so veränderte Wahlentscheidung auch eine rationale ist, ob also der erwartete 
Nutzen aus der Regierungstätigkeit der gewünschten Koalition auch der höchste im Vergleich 
zu allen anderen Koalitionen ist. Ein Grund hierfür ist, dass Modelle strategischen Wählens, 
die Koalitionspräferenzen und -erwartungen berücksichtigen, die politischen Positionierungen 
der Parteien und Koalitionen in der Regel außer Acht lassen. Linhart/Huber (2009) haben 
einen ersten Schritt in diese Richtung unternommen und solche Positionierungen in ein 
Modell integriert. Sie können damit zeigen, dass strategisch motivierte Wahlentscheidungen 
durchaus auch irrational sein können. In dieser Studie traf das insbesondere auf Leihstimmen 
für den potenziellen kleinen Koalitionspartner zu. Dieser Befund deutet auf die Möglichkeit 
hin, dass Koalitionssignale die Wähler durchaus in die Irre führen könnten. Der vorliegende 
Beitrag setzt an diesem Punkt an und stellt im Folgenden ein integriertes Modell der 




3. Ein Modell koalitionsorientierter Wahlentscheidung 
 
Das im Folgenden beschriebene, ursprünglich von Linhart (2007, 2009a) entwickelte Modell 
der Wahlentscheidung beruht auf dem Grundgedanken eines rationalen Kalküls des Wählens, 
wie es von Downs (1957) ursprünglich vorgeschlagen und von Riker/Ordeshook (1968) für 
Mehrheitswahlsysteme weiterentwickelt wurde. Laut Downs (1957: 142-146) muss ein 
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Wähler, um in Mehrparteiensystemen rational zu wählen, abschätzen können, welche 
Koalitionen sich unter welchen Rahmenbedingungen bilden und welche Politik die jeweiligen 
Koalitionen zu implementieren beabsichtigen. Die Rahmenbedingungen sind hierbei im 
Wesentlichen die entsprechenden Mehrheitsverhältnisse im Parlament nach der Wahl. Das 
heißt, ein Wähler muss bei seiner Stimmabgabe überlegen, wie sich seine Stimme je 
nachdem, welcher Partei er sie gibt, auf die Zusammensetzung des Parlaments auswirken 
kann, wie sich eine möglicherweise veränderte Parlamentszusammensetzung dann 
voraussichtlich auf den Regierungsbildungsprozess auswirkt und was dies letztendlich für die 
Politikergebnisse, welche die daraus resultierende Regierung hervorbringt, bedeuten könnte 
(vgl. Abbildung 1). 
 
- Abbildung 1 etwa hier – 
 
In Mehrheitswahlsystemen mit Zweiparteiensystemen sind solche Überlegungen 
vergleichsweise einfach: Eine einzelne Partei erhält in der Regel eine parlamentarische 
Mehrheit und setzt genau die Politik durch, die ihren Idealvorstellungen entspricht. Kritisch 
ist hier nur die Abschätzung, ob und wie sich die eigene Stimmabgabe auf das Wahlergebnis 
auswirkt (vgl. Riker/Ordeshook 1968). In Verhältniswahlsystemen mit Mehrparteiensystemen 
ist die Abschätzung hingegen komplexer. Bei einer gegebenen Sitzverteilung im Parlament 
muss noch lange nicht klar sein, welche Parteien gemeinsam eine Regierungskoalition bilden 
werden. Darüber hinaus ist unklar, auf welche gemeinsame Politik sich Koalitionsregierungen 
einigen werden. 
Das weiterentwickelte Modell von Linhart (2007, 2009a) nimmt genau solche Überlegungen 
auf. Es überträgt die Prämisse des rationalen Kalküls der Wähler auf beliebige Wahlsysteme 
und kann somit auch auf komplexe Situationen in Mehrparteiensystemen mit 
Koalitionsregierungen angewendet werden.3 Eine Grundidee der Modellierung besteht darin, 
dass der Wähler sich an Umfragen orientiert, um abschätzen zu können, wie sich seine 
Stimmabgabe auf das Wahlergebnis auswirkt. Er nimmt von Parteien gesendete 
Koalitionssignale als Grundlage, um Erwartungen darüber zu bilden, wie wahrscheinlich bei 
gegebenem Wahlergebnis bestimmte Regierungskoalitionen sind. Schließlich schätzt er die 
unterschiedlichen Politiken ab, die verschiedene Koalitionen voraussichtlich umsetzen 
                                                 
3 Eine detaillierte Beschreibung des Modells mit ausführlichen Erläuterungen und Beispielen findet sich bei 
Linhart (2007, 2009a) sowie Linhart/Huber (2009). 
10 
 
würden. Letztlich mit Blick auf diese Politikergebnisse beurteilt der Wähler somit seine 
unterschiedlichen Möglichkeiten der Wahlentscheidung. Der rationale Wähler trifft die 
Entscheidung, die zu dem für ihn besten Ergebnis führt.  
Ausgangspunkt für das weiterentwickelte rationale Kalkül ist ein vierstufiges 
Entscheidungsmodell nach Austen-Smith/Banks (1988), wie in Abbildung 1 dargestellt. Auf 
jeder Stufe dieses Modells besitzen die Akteure (Parteien und Wähler) Handlungsalternativen, 
die im Zusammenspiel mit äußeren Zuständen bzw. Aktionen anderer Akteure zu bestimmten 
Ergebnissen führen. Um mit Blick auf das Endergebnis, eine bestimmte Regierungspolitik, 
eine optimale Strategie zu wählen, müssen die Akteure bei ihren Entscheidungen auf jeder 
Stufe die Spiele der folgenden Stufen (via Rückwärtsinduktion) antizipieren. Dieser Logik 
gemäß bewerten Parteien auf Stufe 3 nicht eine Koalition an sich, sondern die Politik, die die 
Koalition auf Stufe 4 des Modells voraussichtlich durchsetzen wird. Für einen Wähler auf 
Stufe 2 ist nicht das Wahlergebnis Grundlage seiner Bewertung, sondern die Sitzverteilung, 
die auf Grundlage des Wahlergebnisses im Parlament gegeben sein wird,4 die auf Basis dieser 
Sitzverteilung gebildete Regierungskoalition und letztlich die Politik, die diese Regierung 
umsetzen wird. Der Wähler ist gemäß des Modells also weniger am Wahlergebnis selbst 
interessiert, sondern vielmehr an dessen mittelbarer Folge, der Politikentscheidung. Um diese 
Folge abschätzen zu können, muss er sämtliche Stufen des Modells durchspielen. Er überlegt 
nicht nur, inwiefern sich seine Stimme auf das Wahlergebnis auswirken kann, sondern auch, 
was dies für den Koalitionsbildungsprozess bedeutet und welche Politik die daraus 
resultierende Regierung betreiben wird. 
Das Ergebnis der 1. Stufe, des Wahlkampfs, ist zum Zeitpunkt der Wahlentscheidung 
bekannt. Parteipositionierungen und Koalitionssignale sind zwar für die Wahlentscheidung 
relevant, müssen aber nicht antizipiert werden. Das Kalkül der rationalen Wahl ergibt sich 
aufbauend auf dem mehrstufigen Modell politischen Entscheidens wie folgt: Die 
Stimmabgabe für eine der zur Wahl stehenden Parteien sowie die Wahlenthaltung stellen die 
Handlungsalternativen des Wählers dar. Aus dem Zusammenspiel seiner Wahlentscheidung 
mit dem als äußeren Zustand begriffenen Stimmverhalten der anderen Wähler resultiert ein 
Wahlergebnis, welches durch das gegebene Wahlsystem zu einer bestimmten Sitzverteilung 
                                                 
4 Die Ermittlung einer Sitzverteilung aus einem Wahlergebnis ist rein technischer Natur und stellt innerhalb 
eines Systems keine Variable dar. Anders als bei den explizit aufgeführten Stufen spielen hier weder Aktionen 
anderer Spieler noch aus verschiedenen äußeren Zuständen resultierende Unsicherheiten eine Rolle. Die Frage, 
wie ein Wahlsystem Stimmen in Sitze transformiert, ist somit zwar hoch relevant, braucht aber nicht als eigene 
Stufe des Modells berücksichtigt zu werden. 
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führt.5 Der Erwartungsnutzen jeder Handlungsalternative ergibt sich aus der Summe der 
Bewertungen aller durch sie ermöglichten Wahlergebnisse (bzw. der daraus folgenden 
Sitzverteilungen), gewichtet mit der Wahrscheinlichkeit der zugehörigen Situation. Diejenige 
Handlungsalternative mit dem höchsten Erwartungsnutzen entspricht dann der rationalen 
Wahlentscheidung (bzw. der rationalen Nichtwahl). 
Die Bewertung des Wahlergebnisses wiederum erfolgt wie oben beschrieben über mehrere 
Stufen. Auf der 3. Stufe des Spiels wird die Bewertung von Wahlergebnissen durch die 
Beurteilung möglicher Regierungen ausgedrückt. Prinzipiell sind alle Parteienkombinationen 
als Regierungszusammensetzungen möglich. In Abhängigkeit vom Wahlergebnis und den 
Koalitionssignalen der Parteien ergeben sich für das Zustandekommen der verschiedenen 
möglichen Regierungen jedoch unterschiedliche Wahrscheinlichkeiten. Die Abhängigkeit 
vom Wahlergebnis ist etwa daran erkennbar, dass – zumindest in der Bundesrepublik 
Deutschland – eine Regierung wahrscheinlicher ist, bei der es sich um eine minimale 
Gewinnkoalition handelt, die ausschließlich aus für eine parlamentarische Mehrheit 
notwendigen Parteien besteht (siehe z.B. Kropp et al. 2002; Linhart 2009b). Besitzt eine 
denkbare Koalition keine parlamentarische Mehrheit oder umfasst sie Parteien, die zum 
Erreichen der Mehrheit nicht notwendig sind, so ist die Wahrscheinlichkeit geringer, dass 
diese Koalition Ergebnis des Regierungsbildungsprozesses auf Stufe 3 ist. 
Des Weiteren hängt die Wahrscheinlichkeit, mit der die Bildung einer bestimmten Koalition 
zu erwarten ist, von den Koalitionssignalen der Parteien ab, aus denen sie sich zusammen 
setzt. Befürworten diese die Bildung der Koalition, so kann diese als wahrscheinlich 
angenommen werden; wenn die Parteien ihr ablehnend gegenüber stehen, ist ihre Entstehung 
unwahrscheinlich. Der erwartete Nutzen aus einem bestimmten Wahlergebnis ist folglich – 
technisch gesprochen – der erwartete Nutzen aus den verschiedenen Koalitionen, deren 
Bildung aufgrund dieses Wahlergebnisses möglich ist, multipliziert mit der 
Wahrscheinlichkeit, mit der sich diese Koalitionen bilden werden.  
Die Bewertung einer Regierung erfolgt wiederum über die Politik, die entsprechend Stufe 4 
des Gesamtmodells von ihr erwartet wird. Der Nutzen einer Regierung kann folglich über die 
Distanz zwischen der Idealposition eines Wählers und der antizipierten Politik der Regierung 
abgeschätzt werden. Damit ist die letzte Stufe des Modells erreicht. Gemäß der Logik des 
rationalen Kalküls nach Riker/Ordeshook (1968) wählt der rationale Wähler genau die 
Handlungsalternative, die seinen Erwartungsnutzen maximiert. Die entsprechende Partei ist 
                                                 
5 Riker/Ordeshook (1968) folgend wird das Kalkül entscheidungstheoretisch, nicht spieltheoretisch, ermittelt, so 
dass die aggregierte Wahlentscheidung der anderen Wähler als äußerer Zustand aufgefasst wird. 
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seine rationale Wahl. Das Modell zeigt folglich, dass Koalitionen und Koalitionssignale in 
den Entscheidungsprozess der Wähler integriert werden können und sollten. Die Frage, ob 
Wähler tatsächlich in der hier dargestellten Weise Koalitionsalternativen und 
Koalitionssignale der Parteien in ihr Wahlkalkül aufnehmen und wie gut die damit 
verbundenen Wahlentscheidungen dem hier unterstellten Modell entsprechen, wird in den 
nächsten beiden Abschnitten einer empirischen Analyse unterzogen. 
 
 
4. Der Einfluss von Koalitionssignalen auf Wahlentscheidungen 
 
4.1. Daten und Operationalisierung 
 
Bei der empirischen Überprüfung des Modells und seiner Annahmen gehen wir in zwei 
Schritten vor. Zunächst überprüfen wir eine wesentliche Prämisse dieses Modells direkt: dass 
unterschiedliche Koalitionssignale bei Wählern zu Veränderungen des Stimmverhaltens 
führen, die sich ihrerseits in Variationen des Wahlergebnisses insgesamt niederschlagen. 
Hierfür verwenden wir ein experimentelles Design: Ähnlich wie in der oben erwähnten Studie 
zum österreichischen Wahlverhalten (Meffert/Gschwend 2010b) wurden insgesamt vier 
Vignetten in eine im Vorfeld der Bundestagswahl 2009 durchgeführten Online-Umfrage 
integriert.6 Den Befragten wurden folgende Koalitionsvignetten vorgestellt: 1. Die Grünen 
sprechen sich für eine Beteiligung an einer CDU/CSU-geführten Koalition aus; 2. SPD und 
Grüne sprechen sich für eine Koalition zusammen mit der FDP aus; 3. SPD und Grüne 
sprechen sich für eine Koalition mit der Linken aus; 4. die FDP spricht sich für eine 
Beteiligung an einer SPD-geführten Koalition aus.7 Die Befragten wurden bei jeder Vignette 
gebeten anzugeben, welche Partei sie in diesem Fall wählen würden. Die Antwortvorgaben 
für jede dieser Vignetten sind identisch mit denen der in derselben Umfrage zuvor schon 
gestellten Wahlabsichtsfrage (Zweitstimme; Antwortalternativen: CDU/CSU, SPD, FDP, 
Bündnis 90/Die Grünen, Die Linke, andere Partei, würde nicht wählen). Die Wirkung der 
                                                 
6 Es handelt sich um Welle IV des Vorwahl-Online-Tracking der sogenannten Komponente X, die mit 
Unterstützung von GESIS realisiert wurde (Datenkennung ZA5337 benutzte Version: Pre1.1). Die Feldzeit der 
Online-Befragung, die neben den üblichen Kernfragen auch einen speziellen Themenblock zur 
Koalitionspolitikenthielt, war vom 31. Juli bis 11. August 2009, wobei 985 Interviews realisiert wurden. 




Koalitionsvignetten erschließt sich unmittelbar aus dem Vergleich der Antworten auf beide 
Fragen, da für die einzelnen Befragten alle möglicherweise für Wahlentscheidungen 




Haben bestimmte Koalitionserwartungen, die durch die einzelnen Vignetten bei den Befragten 
induziert werden, die ursprünglich geäußerte Wahlabsicht geändert? Die Stärke des Effekts 
der Koalitionssignale kann an dem Anteil der Befragten gemessen werden, die ihre 
Wahlabsicht als Reaktion auf die jeweilige Vignette (systematisch oder vorhersagbar) ändern. 
Würden die in den Vignetten formulierten Koalitionsaussagen keinen Effekt haben, dann 
sollten allenfalls rein zufällige Veränderungen im Vergleich mit der ursprünglichen 
Wahlabsicht der einzelnen Befragten feststellbar sein. Tabelle 1 fasst die Ergebnisse des 
Vergleiches von ursprünglicher und nach dem experimentellen Stimulus erneut erfragter 
Wahlabsicht für alle Befragten zusammen. Wichtig ist dabei, ob eine Wahlabsicht stabil 
geblieben ist oder ob sie sich verändert hat. Eine stabile Wahlabsicht haben zum einen 
diejenigen Befragten, die im Vergleich zur ursprünglich geäußerten Wahlabsicht trotz 
Vignette sich immer noch für die Wahl derselben Partei aussprechen. Stabilität kennzeichnet 
aber auch diejenigen Befragten, die trotz Konfrontation mit einer bestimmten 
Koalitionsvignette weiterhin nicht wissen, was sie wählen wollen bzw. angeben, gar nicht 
wählen zu wollen. Bei diesen Befragten hatte die durch Vignetten induzierte 
Koalitionserwartung keine beobachtbaren Folgen. Für Befragte mit veränderter Wahlabsicht 
unterscheiden wir drei Typen: 1. Befragte, die nach der Vignette eine andere Partei zu wählen 
beabsichtigen (Andere Partei), 2. Befragte, die durch die Vignette offenbar mobilisiert werden 
und nun eine ursprünglich nicht vorhandene Wahlabsicht bekunden (Mobilisierung), und 3. 
Befragte, die nach der Vignette keine Wahlabsicht für eine Partei mehr äußern 
(Demobilisierung). 
 
- Tabelle 1 etwa hier – 
 
Das erste überraschende Ergebnis ist, dass jeweils rund 45 Prozent der Befragten bei einer 
durch eine der Vignetten suggerierten veränderten Koalitionslage ihre Wahlabsicht ändern, 
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unabhängig von der spezifischen Vignette. Bei diesen Befragten scheinen sich die 
entsprechend veränderten Koalitionserwartungen auf die Wahlabsicht auszuwirken. Zwischen 
16 und 18 Prozent der Befragten wechseln von einer Partei zu einer anderen, ein etwa gleich 
großer Anteil entwickelt durch die Vignetten überhaupt erst eine Wahlabsicht zugunsten einer 
bestimmten Partei. Etwa halb so groß ist hingegen der Anteil derjenigen, die eine bestehende 
Wahlabsicht aufgeben. Eine zentrale Prämisse unseres theoretischen Modells, nämlich dass 
Änderungen der wahrgenommenen Koalitionslagen verhaltensrelevant sein können, darf 
somit als eindeutig nachgewiesen gelten. Die in den Vignetten beschriebenen 
Koalitionssignale induzieren auf Seiten der Befragten bestimmte Erwartungen (bzw. ändern 
existierende Erwartungen ab), die sich in Änderungen von Wahlabsichten niederschlagen 
können. 
 
- Tabelle 2 etwa hier – 
 
Um die politische Tragweite dieser Befunde einschätzen zu können, ist neben den 
Auswirkungen veränderter Koalitionserwartungen auf individuelle Wahlentscheidungen auch 
von Interesse, welche Konsequenzen solche Prozesse für den Wahlausgang insgesamt haben 
können. Anhaltspunkte zur Beantwortung dieser Frage können wir durch den Vergleich der 
Wahlabsichten aller Befragten mit der ursprünglich geäußerten Wahlabsicht im Aggregat 
gewinnen. Tabelle 2 fasst diese Ergebnisse zusammen.8 Hätten andere Koalitionssignale der 
Parteien zu einem anderen Ergebnis der Bundestagswahl 2009 führen können? Für die Union, 
die auf eine Mehrheit mit der FDP hoffen durfte (siehe die entsprechenden Umfragen bei 
www.wahlrecht.de), ergaben sich nur bei der ersten Vignette deutliche Auswirkungen – was 
nicht überrascht, weil nur in dieser Koalitionssignale enthalten waren, welche diese Partei 
direkt betrafen. Vor dem Hintergrund, dass die Wähler auf Basis der aktuellen 
Meinungsumfragen wohl überwiegend eine schwarz-gelbe Mehrheit erwarteten, hätte der 
Union das Signal, für eine Regierungskooperation mit den Grünen offen zu sein, eine 
Stimmeneinbuße von rund acht Prozentpunkten eingebracht. Auch die Grünen hätten von 
einer solchen Strategie nicht profitieren können und etwa zwei Prozentpunkte eingebüßt. 
Überraschenderweise hätte die Ankündigung einer Ampel-Koalition (zweite Vignette) der 
                                                 
8 Bei der Interpretation der obigen Tabelle ist wichtig zu beachten, dass die Befragten aus einem Online-Panel 
stammen und nicht zufällig ausgewählt wurden. Die Daten sind daher nicht repräsentativ und auch nicht in 
Hinblick darauf gewichtet. Daher entsprechen die Stimmenanteile der Parteien weder dem Wahlergebnis noch 
Umfrageergebnissen aus dem gleichen Zeitraum. Nichtsdestotrotz können die Unterschiede zur ursprünglichen 
Wahlentscheidung interpretiert werden.  
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FDP im Endeffekt nicht geschadet – möglicherweise als Folge der Kompensation von 
Wählerverlusten durch neu hinzugewonnene Wähler. Dasselbe Bild zeigt sich auch für die 
Ankündigung einer Neuauflage der sozial-liberalen Koalition, wie in der vierten Vignette 
suggeriert. Bei der Bundestagswahl 2009 besaß die FDP offenbar viele Koalitionsoptionen, 
die sie (zumindest netto) verlustfrei hätte verfolgen können. Verprellte Wähler wären, 
zumindest unseren Zahlen zufolge, durch neu hinzugewonnene Wähler ausgeglichen worden. 
Hingegen zeigt die dritte Vignette, dass die Ankündigung einer Linkskoalition der SPD einen 
Verlust von elf Prozentpunkten beschert und ihr somit massiv geschadet hätte.  
Zusammenfassend zeigt sich also, dass die Erwartungen, die sich Wähler hinsichtlich der 
Zusammenarbeit von Parteien in potentiellen Koalitionen nach der Wahl machen, einen 
beträchtlichen Einfluss auf individuelles Stimmverhalten und damit auch auf das 
Wahlergebnis haben können. Obwohl diese Zahlen immer in Relation zu der während der 
Erhebung gegebenen Koalitionslage interpretiert werden müssen, ist insgesamt eine hohe 
Variabilität der individuellen Wahlentscheidungen festzustellen. Das wirft schließlich auch 
die wichtige Frage auf, inwieweit ein solches Verhalten vor dem Hintergrund unseres 
Entscheidungsmodells als rational bezeichnet werden kann. Diese Frage beantwortet der 
folgende zweite Schritt unserer Analyse. 
 
 
5. Koalitionssignale und die Rationalität von Wahlentscheidungen  
 
5.1. Daten und Operationalisierung 
 
Basis der nachfolgenden Analysen ist die Vorwahl-Querschnittsbefragung des GLES-
Projektes zur Bundestagswahl 2009 (Datenkennung ZA5300, benutzte Version Pre1.2). 
Obwohl unser Modell im Hinblick auf die Daten, die zu seiner Prüfung erforderlich sind, 
durchaus anspruchsvoll aussieht, bietet dieser Datensatz (fast) alle notwendigen 
Informationen: die wahrgenommenen Positionen der Parteien (gemessen auf der Links-
Rechts-Dimension), die eigenen Positionen der Befragten auf dieser Dimension und die 
Wahrnehmungen von Koalitionssignalen durch die Befragten. Die einzige Information, die 
zur Ermittlung des rationalen Kalküls der Wähler notwendig ist, in der Studie aber nicht 
direkt erfragt wurde, ist die Wahrnehmung der zu erwartenden Stimmenanteile der einzelnen 
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Parteien. Die Idealposition jedes Befragten ergibt sich aus der Selbsteinschätzung auf einer 
Links-Rechts-Skala von 1 (links) bis 11 (rechts). Diese Skala, auf der die Befragten ebenso 
die Positionen der einzelnen Parteien verorten mussten, stellt somit den Politikraum aus Sicht 
des Wählers dar. Die wichtigste neue Variable, die unser Modell berücksichtigt und die die 
Abschätzung rationalen Wählens in Mehrparteiensystemen erst ermöglicht, ist die 
Wahrnehmung von Koalitionssignalen, die die Parteien ausgesendet haben. Diese 
Wahrnehmungen wurden für die Bundestagswahl 2009 erstmals erfasst. Unklar ist aber 
zunächst, ob Koalitionssignale die Wähler – vermittelt über die Medien – überhaupt erreichen 
und ob die Wähler diese dann auch verarbeiten. Um eine Einschätzung dazu zu erhalten, 
betrachten wir zunächst eine ebenfalls im Rahmen des GLES-Projektes durchgeführte 
Inhaltsanalyse von TV-Nachrichten vor der Bundestagswahl 2009.9 Tabelle 3 zeigt die Zahl 
der positiven (mit einem Plus gekennzeichneten) und negativen (mit einem Minus 
gekennzeichneten) Signale der Parteien zu unterschiedlichen Koalitionsvarianten. Zunächst 
fällt auf, dass im Wahlkampf 2009 recht wenig über Koalitionssignale in den 
Fernsehnachrichten berichtet wurde – sei es aufgrund von Selektionsprozessen in den Medien 
oder weil die Parteien mit solchen Signalen geizig umgehen. Lediglich für die schwarz-gelbe 
Koalition kam es immer wieder zu der klaren wechselseitigen Zusicherung, die gemeinsame 
Koalition nach der Wahl realisieren zu wollen. Eine Fortführung der Großen Koalition wurde 
von der CDU eher abgelehnt, während die SPD sie eher befürwortete. Die Sozialdemokraten 
sprachen sich zudem hin und wieder auch für eine Ampel-Koalition aus, die dagegen von der 
FDP vehement abgelehnt wurde. Die Grünen stellten sich deutlich gegen eine Jamaika-
Koalition. Überraschend ist, wie wenige Koalitionssignale in Hinblick auf Rot-grün und Rot-
rot-grün berichtet wurden. 
 
- Tabelle 3 etwa hier – 
 
Interessanter als die einzelnen Signale ist für unser Modell jedoch, ob solche 
koalitionspolitischen Signale von den Wählern auch aufgenommen und verarbeitet werden. 
                                                 
9 Es handelt sich um eine Vollerhebung aller Hauptnachrichtensendungen der vier Sender ARD, ZDF, RTL und 
SAT.1 in den zwei Monaten vor der Bundestagswahl (Kennung ZA5306, Version: Pre1.0). Codiert wurden u.a. 
Aussagen innerhalb von Nachrichtenbeiträgen, die sich mit Koalitionen beschäftigen. Festgehalten wurde 
jeweils, welche Partei welche Koalition in der betreffenden Aussage (unkonditional oder an Bedingungen 
geknüpft) befürwortet oder ablehnt. Die Identifikation expliziter Koalitionssignale anhand ihrer Erwähnung in 
Nachrichtensendungen des Fernsehens ist gerechtfertigt, weil sie die Wähler in erster Linie auf diesem Weg 
erreichen können. Die Analyse berücksichtigt nur die unkonditionalen Signale, da diese klarer sind und leichter 
zu den uns interessierenden Einschätzungen von Koalitionschancen führen können.  
17 
 
Tabelle 4 zeigt die subjektiven Einschätzungen der Befragten über die Bereitschaft zur 
Zusammenarbeit der entsprechenden Parteien unabhängig von den erwarteten 
Mehrheitsverhältnissen. Die Befragten konnten ihre Einschätzung über „sehr wahrscheinlich“ 
bis „sehr unwahrscheinlich“ abstufen. Subtrahiert man den Anteil der Befragten, die eine 
bestimmte Koalition für eher oder sehr unwahrscheinlich halten, von dem Anteil der 
Befragten, die diese für sehr oder eher wahrscheinlich halten (Differenz wahrscheinlich – 
unwahrscheinlich), so findet sich der höchste Wert bei Schwarz-gelb. Analog zu den Signalen 
in Tabelle 3 schätzten die Wähler vor der Bundestagswahl 2009 die Dreierkoalitionen Ampel, 
Jamaika und Rot-rot-grün überwiegend als unwahrscheinlich ein.10 Als recht hoch wurde 
hingegen die Bereitschaft der betroffenen Parteien zu einer Großen Koalition eingeschätzt, 
obwohl die entsprechenden Signale, gerade von Seiten der CDU, ablehnend waren. Etwas 
schwieriger gestaltet sich auch hinsichtlich der subjektiv wahrgenommenen Signale die 
Interpretation bei Rot-grün. Hier stellt sich die Frage, ob die Befragten tatsächlich alleine die 
Bereitschaft von SPD und Grünen beurteilten oder bei ihrer Einschätzung nicht doch entgegen 
der Fragenformulierung, die strikt auf die Bereitschaft der beteiligten Parteien fokussierte, die 
für Rot-grün ungünstige Mehrheitssituation im Hinterkopf hatten und daher zu großen Teilen 
dieses Bündnis als eher oder sehr unwahrscheinlich einstuften.11  
Zusammengenommen machen die Tabellen 3 und 4 jedenfalls deutlich, dass die Parteien vor 
der Bundestagswahl 2009 Koalitionssignale ausgesendet haben und dass diese von den 
Wählern auch tatsächlich wahrgenommen und verarbeitet wurden. Der Einbezug der in der 
Vorwahlbefragung gemessenen Wahrnehmungen zu möglichen Koalitionspartnern in das 
Modell rationaler Wahl erscheint vor diesem Hintergrund sehr plausibel. 
 
- Tabelle 4 etwa hier – 
 
Die letzte noch fehlende Information zur Berechnung des rationalen Kalküls der einzelnen 
Wähler ist ihre Wahrnehmung der Wahlentscheidung der anderen Wähler, d.h. ihre 
Erwartungen bezüglich des Abschneidens der einzelnen Parteien bei der Bundestagswahl. Da 
solche detaillierten Abfragen im Rahmen der GLES-Vorwahlbefragung nicht erhoben 
                                                 
10 Diese Einschätzung steht in Einklang mit alternativen, von der Vorwahlbefragung unabhängigen Methoden 
wie Prognosemärkten, die ebenfalls zu dem Ergebnis kommen, dass die Aussichten, eine dieser drei Koalitionen 
zu realisieren, äußerst gering sind (Linhart/Hedtrich 2011). 
11 Decker (2009: 447) etwa kommt zu einer anderen Einschätzung und erkennt ein wechselseitiges, 
ausdrückliches Koalitionssignal zwischen SPD und Grünen. Auch wenn die Grundlage seiner Einschätzung 
unklar bleibt, scheint das Ergebnis plausibel. 
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wurden, können wir nicht die subjektiven Erwartungen der Befragten direkt in unsere 
Modellschätzung aufnehmen. Stattdessen gehen wir von der Annahme aus, dass sich die 
Befragten bei ihren Einschätzungen des zu erwartenden Wahlergebnisses an den 
veröffentlichten Umfragen der kommerziellen Meinungsforschungsinstitute orientierten. Dies 
ist sicherlich keine triviale Annahme, da nicht alle Wähler solche exakten Erwartungen über 
den Wahlausgang bilden werden. Vor dem Hintergrund von Befunden zu früheren Wahlen, 
die eine relativ große Sensibilität von Wählern gegenüber Wahlumfragen zeigen (Schmitt-
Beck/Faas 2009, Huber et al. 2009), erscheint dieses Verfahren jedoch nicht unplausibel. Das 
gilt insbesondere für die Situation vor der Bundestagswahl 2009, weil die Stimmungslage für 
die Parteien in dieser Zeit sehr stabil war und die verschiedenen Meinungsforschungsinstitute 
relativ ähnliche Befunde veröffentlichten. Ihnen zufolge lagen die kleinen Parteien deutlich 
und stabil über der Fünf-Prozenthürde, was die Unsicherheit über den Wahlausgang weiter 
schmälerte. All das sollte die Erwartungsbildung der Wähler vor der Bundestagswahl 2009 
insgesamt erleichtert haben. Um die aggregierten Wahlentscheidungen der jeweils anderen 
Wähler abzuschätzen, ziehen wir daher im Folgenden die Mittelwerte der Umfrageergebnisse 
der einzelnen Parteien heran.12  
Damit haben wir alle Zutaten beisammen, um das rationale Kalkül für jeden der Befragten 
abschätzen zu können: die Wahrnehmungen der Parteipositionen, die eigenen Positionen der 
Befragten, die Wahrnehmungen der Koalitionssignale und die Erwartungen über die relative 
Stärke der Parteien. Mit Hilfe der wahrgenommenen Koalitionssignale und der Erwartungen 
über den Wahlausgang lässt sich so für jeden Wähler berechnen, mit welcher Stimmabgabe er 
welche Regierungskoalition wahrscheinlicher oder unwahrscheinlicher macht.13 Mit Hilfe der 
Wahrnehmungen der Parteipositionen lassen sich die erwarteten Politikergebnisse der 
möglichen Koalitionen bestimmen14 und im Zusammenspiel mit den eigenen Positionen der 
Befragten schließlich das rationale Wahlkalkül für jeden Befragten bestimmen. Im Folgenden 
                                                 
12 Basierend auf den Umfragedaten (www.wahlrecht.de) operationalisieren wir die Erwartungen wie folgt: Der 
Mittelwert über die Wahlumfragen dient als Ausgangpunkt für die Abschätzung der aggregierten 
Wahlentscheidungen der anderen Wähler. Dabei wird eine Unsicherheit der Wähler von 2,5 Prozentpunkten für 
die großen Parteien und 1,5 Prozentpunkten für die kleinen Parteien angenommen. Die Stimmen für die 
sonstigen Parteien müssen hierbei nicht berücksichtigt werden, da bei diesen Größenordnungen ausgeschlossen 
werden kann, dass eine der sonstigen Parteien die Fünf-Prozenthürde überspringt. Die Stimmabgabe für eine 
sonstige Partei besitzt also faktisch den gleichen Effekt wie die Wahlenthaltung.   
13 Da sich auf Bundesebene seit 1957 keine übergroße Koalition mehr gebildet hat und Minderheitsregierungen 
bislang noch nie aktiv gebildet wurden, halten wir es für eine realistische Annahme, die Wahrscheinlichkeit für 
alle Regierungen, die nicht minimal gewinnend sind, auf 0 zu setzen. Die verbleibenden Regierungen erhalten 
Indexpunkte von 0 bis 3 entsprechend der subjektiven Einschätzungen von „sehr unwahrscheinlich“ bis „sehr 
wahrscheinlich“, wie oben beschrieben. Nach Normierung ergeben diese Indexpunkte eine geeignete 
Wahrscheinlichkeitsfunktion, die hinreichend stark vom Wahlergebnis abhängt. 
14 Wir folgen hier Linhart (2007) sowie Linhart/Huber (2009) und schätzen die Positionen der Koalitionen als 
gewichteten Mittelwert der Positionen der Koalitionsparteien. 
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wollen wir überprüfen, wie gut ein solches Entscheidungsmodell die tatsächlichen 
Wahlentscheidungen der Wähler erklären kann. Dabei gehen wir nicht davon aus, dass 
Wähler tatsächlich die genauen Kalkulationen des Modells durchgeführt haben. Vielmehr 
vermuten wir, dass einige Wähler durch vereinfachte Entscheidungsregeln und Heuristiken so 
handeln, als ob sie nach dem komplizierten Kalkül entschieden hätten (vgl. Friedman 1953; 
Lau/Redlawsk 2006; Meffert/Gschwend 2007). Im nächsten Abschnitt soll zunächst geklärt 
werden, wie viele Wähler sich tatsächlich so verhalten, wie es das Modell des rationalen 
Wählens vorhersagt. Daran anschließend werden wir überprüfen, ob unser Modell, das 
Koalitionssignale systematisch mit einbezieht, eine höhere Erklärungskraft aufweist als ein 
einfaches räumliches Modell der Distanzwahl (vgl. Pappi/Brandenburg und Thurner/Binder in 
diesem Band). Zuletzt werden wir die besonders relevanten Wahlentscheidungen von Unions- 
und FDP-Anhängern bei der Bundestagswahl 2009 vor dem Hintergrund unseres Modells 
genauer untersuchen und dabei der Frage nachgehen, ob Wähler mit vermeintlichen 
strategischen Absichten immer die für sie beste Wahl getroffen haben.  
 
5.2. Wie häufig wird nach dem rationalen Kalkül gewählt? 
 
Mit den erhobenen Daten lässt sich für jeden Befragten berechnen, welche Partei er nach 
unserem Modell wählen sollte. Vergleicht man diese Ergebnisse mit den von den Wählern 
tatsächlich geäußerten Wahlabsichten, kann angegeben werden, wie häufig sich Wähler 
tatsächlich entsprechend dem rationalen Kalkül entschieden haben. In Tabelle 5 werden die 
Befragten dieser Logik gemäß in rationale Wähler (geäußerte Wahlabsicht entspricht der 
Vorhersage des Modells) und nicht rationale Wähler (andere Wahlabsicht als vom Modell 
vorhergesagt) unterteilt. Zusätzlich wird danach differenziert, ob es sich bei der Wahl um 
eine Präferenzwahl (im Downsianischen Sinne der Wahl der Partei mit der geringsten 
Distanz zur eigenen Position im ideologischen Raum) handelt oder nicht 
(Rangplatzbindungen mit gleich großer Distanz eingeschlossen). Daraus ergeben sich per 
Kreuzklassifikation insgesamt vier Kategorien. Die größte Gruppe mit 30 Prozent hat nach 
dem rationalen Kalkül und gleichzeitig die am meisten präferierte Partei gewählt. 28 Prozent 
haben nach ihrer höchsten Präferenz, aber nicht nach rationalem Kalkül gewählt. Immerhin 
14 Prozent haben rational gewählt und sich für eine andere als die ihnen am nächsten 
stehende Partei entschieden. Relativ viele Befragte (27 Prozent) haben allerdings weder 




- Tabelle 5 etwa hier – 
 
Insgesamt ergibt sich somit ein Anteil von 45 Prozent, der nach dem oben ausgeführten 
rationalen Kalkül gewählt hat. Dass unter den rationalen Wählern mehr sind, die auch 
gleichzeitig die meistpräferierte Partei wählten, erscheint durchaus plausibel. Die von uns 
skizzierte Theorie impliziert ja nicht, dass eine rationale Wahlentscheidung häufiger eine von 
der Erstpräferenz abweichende Wahl sein muss. Über die Größenverhältnisse von 
abweichender und Präferenzwahl kann die Theorie keine Aussage machen. Dies ist auch 
nicht zentral für unsere Fragestellung, im Gegensatz zu der Frage, ob das rationale Kalkül 
tatsächlich einen Einfluss auf Wahlentscheidungen hat, der wir im nächsten Abschnitt 
nachgehen.  
 
5.3. Einfluss des rationalen Kalküls mit Koalitionsüberlegungen auf die Wahlentscheidung 
 
Um einen Hinweis auf die zusätzliche Erklärungskraft der von uns modellierten 
Koalitionsüberlegungen zu bekommen, soll in den folgenden multivariaten Modellen getestet 
werden, ob das für die Befragten ermittelte rationale Kalkül über die einfache Distanzwahl 
hinaus einen Erklärungswert für die tatsächliche Wahlabsicht der Befragten hat. Die 
Ausgangsinformationen der Wahrnehmung der politischen Parteien und der eigenen Position 
sind sowohl beim Modell der einfachen Distanzwahl als auch bei unserem Modell 
koalitionsorientierten rationalen Wählens die gleichen. Unser Modell geht jedoch hierüber 
hinaus, indem es systematisch Koalitionssignale sowie die relative Stärke der Parteien im 
Hinblick auf die erwartete Regierungsbildung einbezieht. Dabei ist zu vermuten, dass das 
rationale Kalkül nicht für alle Befragten einen ähnlich starken Einfluss haben wird (vgl. 
Linhart/Huber 2009). Wir gehen vielmehr davon aus, dass Wähler mit größerem politischem 
Wissen eher dazu in der Lage sind, ihre Wahlentscheidung gemäß dem von uns unterstellten 
rationalen Kalkül zu treffen. Wir erwarten deshalb einen verstärkenden Effekt von 
politischem Wissen für das rationale Kalkül.15  
                                                 
15 Operationalisiert wird politisches Wissen über eine Frage nach der Funktionsweise der Fünf-Prozenthürde des 
Wahlsystems bei Bundestagswahlen. Dieses Item erscheint uns besonders in Bezug auf das rationale Kalkül 




Da wir zunächst an einer allgemeinen Überprüfung der Erklärungskraft des Modells rationaler 
Wahl interessiert sind, haben wir für die hier untersuchte Fragestellung keine separaten 
Modelle für Anhänger der einzelnen Parteien geschätzt, sondern nur solche mit allen 
Befragten. Dafür haben wir den Datensatz fünffach (mit der Anzahl der im Bundestag 
vertretenen Parteien) „gestapelt“. Die abhängige Variable gibt für jede „Schicht“ des Stapels 
an, ob die Befragten für oder gegen die betreffende Partei gestimmt haben. Das 1. Modell 
schließt als unabhängige Variablen lediglich die ideologische, auf der Links-Rechts-
Dimension gemessene, Distanz des Befragten zu der jeweiligen Partei ein sowie die 
Information, ob diese für den Befragten die Partei mit der geringsten ideologischen Distanz, 
d.h. die meistpräferierte Partei ist (Variable Naheste Partei). In Modell 2 führen wir 
zusätzlich die Variable Rationale Wahl ein, die angibt, ob es sich bei der jeweiligen Partei um 
die gemäß unserem Modell bei rationaler Entscheidung zu wählende Partei handelt oder nicht. 
Um den gemäß unserer Erwartungen verstärkenden Effekt des politischen Wissens zu 
untersuchen, werden in Modell 3 zusätzlich Interaktionen mit der einfachen Distanzwahl und 
mit dem rationalen Kalkül einbezogen. Die Ergebnisse der (wegen der geclusterten 
Datenstruktur mit robusten Standardfehlern geschätzten) Logit-Modelle sind in Tabelle 6 
dargestellt. 
 
- Tabelle 6 etwa hier – 
 
Wie zu erwarten, zeigt sich für die ideologische Distanz zur jeweiligen Partei ein starker und 
signifikanter Effekt auf die Wahlabsicht. Je größer die wahrgenommene Distanz zur 
jeweiligen Partei, desto geringer die Wahrscheinlichkeit, diese zu wählen. Die Variable 
Naheste Partei besitzt darüber hinaus zusätzlichen Erklärungswert für die Wahlabsicht. Das 
sehr einfache Modell 1 einer reinen Distanzwahl erreicht so immerhin ein Pseudo-R² von 
0,16. Interessanter für unsere Analyse ist der Effekt der Variable Rationale Wahl in Modell 2. 
Das rationale Kalkül hat einen signifikant positiven Effekt auf die tatsächliche Wahlabsicht. 
Der Umstand, dass es gemäß unseres Modells für einen Befragten rational ist, eine bestimmte 
Partei zu wählen, begünstigt also eine Entscheidung zu deren Gunsten über die schon in 
Modell 1 gezeigten Effekte der beiden räumlichen Variablen hinaus. Durch Einbeziehen der 
Koalitionssignale und der Stärke der Parteien bei der Kalkulation des rationalen Kalküls 
verbessert sich die Erklärungskraft des multivariaten Modells im Vergleich zu einer einfachen 
Distanzwahl. Einige Befragte scheinen demnach tatsächlich die Koalitionssignale der Parteien 
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und die erwartete relative Stärke der Parteien systematisch in ihr Entscheidungskalkül 
aufgenommen zu haben. Modell 3 belegt zudem, dass dies für Befragte mit hohem 
politischem Wissen in besonderem Maße gilt. Politische „Experten“ wählen nicht nur mit 
einer höheren Wahrscheinlichkeit die ihnen am nächsten stehende Partei. Sie wählen darüber 
hinaus auch eher diejenige Partei, die nach dem in unserem Modell beschriebenen rationalen 
Kalkül ihre optimale Wahl darstellt und die sie infolgedessen auch wählen sollten – das belegt 
der signifikante Interaktionseffekt.  
 
5.4. Irrationale FDP-Wahl durch Unionsanhänger bei der Bundestagswahl 2009? 
 
Trotz des Beitrags des rationalen Kalküls zur Erklärung der Wahlentscheidung lernen wir aus 
Tabelle 5 auch, dass es einen nicht zu vernachlässigenden Anteil an Wählern gibt, der weder 
im Sinne der Präferenzwahl noch rational im Sinne unseres Kalküls entscheidet. Dies mag 
einerseits mit unserer Arbeitsdefinition von Präferenzwahl im Downsianischen Sinne als 
Wahlentscheidung für die naheste Partei zusammenhängen. Downs (1957) selbst hat schon 
argumentiert, dass neben der räumlichen Nähe durchaus auch andere Faktoren für die Frage 
relevant sein können, ob ein Wähler eine Partei präferiert. Als Beispiele seien etwa die 
Einschätzung des Personals einer Partei genannt, oder auch die Problemlösungskompetenz, 
die der Wähler ihr zuschreibt. Die letztgenannten Variablen können den Einfluss der 
räumlichen Nähe durchaus überlagern, so dass ein Wähler nicht zwingend die ihm am 
nächsten stehende Partei auch am stärksten präferieren muss. 
Für unseren Beitrag von größerem Interesse sind allerdings diejenigen Wähler, die strategisch 
motiviert von ihrer meistpräferierten Partei abweichen, ohne dabei dem rationalen Kalkül zu 
folgen. Im Folgenden wollen wir deshalb genauer betrachten, wie sich 
Koalitionsüberlegungen, die nicht dem von uns unterstellten rationalen Kalkül folgen, auf die 
Wahlentscheidung auswirken. Hierfür heben wir auf einen bestimmten Aspekt des 
koalitionsmotivierten strategischen Wählens ab: der Vergabe sogenannter Leihstimmen. Nach 
der sogenannten Leihstimmen-These (z.B. Pappi/Thurner 2002; Gschwend 2007) kann es 
unter Umständen für einen Wähler rational sein, seine Stimme nicht der von ihm bevorzugten 
Partei zu geben, sondern deren potenziellem kleinerem Koalitionspartner, dessen Einzug ins 
Parlament gefährdet ist. Ein solches Verhalten ist in Situationen sinnvoll, bei denen zu 
erwarten ist, dass im Falle des Scheiterns des kleineren potenziellen Koalitionspartners der 
größere alleine nicht über eine Mehrheit verfügt, beide gemeinsam aber schon. Linhart/Huber 
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(2009: 152) konnten zeigen, dass die Bereitschaft zum Leihstimmen-Wählen zwar in der 
Regel strategisch motiviert ist, aber unter bestimmten Rahmenbedingungen keine rationale 
Entscheidung darstellt. Im Folgenden werden wir untersuchen, ob solches irrationales 
Leihstimmen-Wählen auch bei der Bundestagswahl 2009 aufgetreten ist. 
Bei der Analyse beschränken wir uns exemplarisch auf „Anhänger“ von Union oder FDP. 
Dabei verstehen wir „Anhänger“ im allgemeinen Sinne einer Präferenz, die aus den oben 
genannten Gründen nicht notwendigerweise auf einer wahrgenommene räumliche Nähe 
basieren muss und die wir über die Skalometerwerte für die Parteien und die 
Parteiidentifikation messen.16 Damit weichen wir von der strikten räumlichen Logik aus der 
vorherigen Analyse ab. Um ein umfassendes Bild von dem Einfluss allgemeiner 
Koaltionsüberlegungen auf das Wahlverhalten zu erhalten, erscheint diese Öffnung für 
Anhänger, die nicht der räumlichen Logik folgen, notwendig.17 Wir beschränken uns bei der 
Analyse speziell auf die Anhänger von Union und FDP, da das Leihstimmen-Argument in 
Wahlkämpfen traditionell am stärksten von der FDP genutzt wird und für frühere Wahlen 
auch empirisch nachgewiesen werden konnte, dass die FDP von Leihstimmen aus den Reihen 
der Unionsanhänger profitieren konnte (z.B. Gschwend 2007; Shikano et al. 2009). Das 
Leihstimmen-Argument kann wie oben beschrieben allerdings nur dann gelten, wenn der 
kleinere Partner knapp an der Fünf-Prozenthürde steht, was ganz offensichtlich bei der FDP 
vor der Bundestagswahl 2009 nicht der Fall war.  
Aus Sicht eines rationalen Wählers in unserem Modell stellte sich die Situation für Anhänger 
von Union und FDP wie folgt dar. Zunächst musste er zwei mögliche Situationen in Betracht 
ziehen: erstens ein Wahlergebnis, das zu einer Sitzverteilung mit schwarz-gelber Mehrheit 
führt, und zweitens, ein Parlament ohne schwarz-gelbe Mehrheit. Im ersten Fall konnte 
aufgrund der Koalitionssignale (siehe Tabelle 3) relativ sicher davon ausgegangen werden, 
dass sich eine entsprechende Regierung aus CDU/CSU und FDP auch bilden würde. Die 
Stimmabgabe für Union oder FDP konnte vor diesem Hintergrund lediglich kleinere 
Verschiebungen zwischen  den beiden Koalitionspartnern bewirken.  
                                                 
16 Als Anhänger von CDU/CSU und FDP werden all diejenigen Befragten einbezogen, die entweder bei den 
Skalometerwerten für die Parteien eine Erstpräferenz für CDU, CSU oder FDP angaben oder eine 
Parteiidentifikation mit einer der drei Parteien aufwiesen. Im Falle eines Konflikts zwischen den beiden 
Messungen wird die Parteiidentifikation herangezogen. 
17 Das gilt insbesondere, da die im Folgenden untersuchten Koalitionspräferenzen auch nicht notwendigerweise 
einer räumlichen Logik folgen müssen. 
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Wenn hingegen damit gerechnet wurde, dass Union und FDP keine gemeinsame Mehrheit 
erreichen würden,18 sollten weitere Koalitionserwartungen an Relevanz gewinnen. Erwartete 
ein Wähler mit Erstpräferenz CDU/CSU oder FDP für diesen Fall die Bildung einer Großen 
Koalition,19 so war seine Stimme am sinnvollsten bei der Union eingesetzt, da nur dann ein 
Einfluss auf die Regierungspolitik im Sinne dieses Wählers stattfinden konnte. Die FDP wäre 
in diesem Fall Oppositionspartei, eine Stimme für sie nähme keinen Einfluss auf 
Politikergebnisse. Nur eine möglichst starke Union wäre in der Lage, Politik in Richtung der 
Idealposition des Wählers zu beeinflussen.  
Nichtsdestotrotz hat die FDP im Wahlkampf mit ihrer Zweitstimmenkampagne wieder stark 
auf die Leihstimmen-Logik und auf durch diese motivierte Unterstützung durch 
Unionsanhänger gebaut. Sinngemäß äußerten führende FDP-Politiker, wer Schwarz-gelb 
wolle, müsse die FDP wählen (FDP 2009; Stern 2009). Es erscheint deshalb möglich, dass 
sich einige Wähler auch 2009 davon haben überzeugen lassen. Nach dieser Logik wäre eine 
schwarz-gelbe Koalition am ehesten mit einer Stimme für die FDP zu erreichen. Danach 
sollten dann insbesondere diejenigen Personen für die FDP stimmen, die eine schwarz-gelbe 
Koalition bevorzugten, aber daran zweifelten, dass eine sichere Mehrheit für sie zustande 
kommen würde – etwa weil sie auch Rot-grün eine Mehrheit bei der Wahl zutrauten. Um die 
strategischen Kalküle von Unions- und FDP-Anhängern näher analysieren zu können, wird im 
Folgenden nur diese Wählergruppe untersucht. Dabei soll überprüft werden, welche Faktoren 
– rationale und nicht-rationale Koalitionsüberlegungen – Einfluss auf die Wahl der Union im 
Vergleich zu einer Wahlentscheidung für die FDP hatten. Zu diesem Zweck werden jeweils 
für Union- und FDP-Anhänger multinomiale logistische Regressionen der Wahlentscheidung 
geschätzt.20 Dargestellt in Tabelle 7 ist jeweils nur der uns hier interessierende Kontrast 
zwischen einer Wahlentscheidung für die CDU/CSU bzw. für die FDP. In Modell 1 wird ein 
Basismodell der rationalen Wahl geschätzt. Darin enthalten sind die schon aus dem 
vorherigen Abschnitt bekannten Variablen für die naheste Partei und für die rationale Wahl.21 
                                                 
18 Dies stellte im Vorfeld der Bundestagswahl 2009 ein realistisches Szenario dar, das sich unter 
Berücksichtigung der Unsicherheit über das erwartete Wahlergebnis durchaus auf das rationale Kalkül 
auswirkte. 
19 Dies entspricht tatsächlich den Erwartungen der meisten Befragten. Für vereinzelte Wähler mit der Erwartung 
einer Ampel-Koalition gilt analog exakt das Gegenteil der hier beschriebenen Logik. 
20 Grundsätzlich entsprechen multinomiale Modelle am besten der Entscheidungssituation der Wähler in 
Mehrparteinsystemen (vgl. z.B. Dow/Endersby 2004). Obwohl uns hier nur Union- und FDP-Anhänger 
interessieren und dabei vor allem die Entscheidung zwischen Union und FDP bleibt die individuelle 
Wahlentscheidung mindestens trinominal (CDU/CSU, FDP und andere Parteien). Weitergehende 
Vereinfachungen der zu modellierenden Entscheidungssituation, etwas die Annahme einer binominalen 
Entscheidung (CDU/CSU vs. FDP), würde nur zu verzerrten Schätzungen führen..  
21 Codierung jeweils: CDU/CSU versus andere Parteien bzw. FDP versus andere Parteien. 
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Wenn das rationale Kalkül einen Einfluss darauf hat, ob die Stimme der Union oder der FDP 
gegeben wird, sollte die Variable Rationale Wahl einen über die einfache Distanzwahl 
hinausgehenden Effekt haben. In den Modellen 2 und 3 werden Koalitionspräferenzen und -
erwartungen als zusätzliche mögliche Erklärungsfaktoren eingeführt. Wenn die 
Argumentation der FDP bei manchen Wählern verfangen hat, eine Stimme für die FDP sei die 
beste Wahl für eine schwarz-gelbe Koalition, sollte die Koalitionspräferenz22 für Schwarz-
gelb einen negativen Effekt auf die Wahl der Union – im Vergleich zur FDP – haben. Zudem 
könnte auch die Erwartung einer möglichen Mehrheit des gegnerischen politischen Lagers, 
also einer rot-grünen oder rot-rot-grünen Mehrheit, einige Wähler dazu veranlassen, die FDP 
statt der Union zu wählen – sei es, weil fälschlicherweise tatsächlich geglaubt wird, dass mit 
der Wahl der FDP am ehesten doch noch eine schwarz-gelbe Mehrheit erreicht werden könne, 
oder auch, um einfach ein expressives Signal für eine schwarz-gelbe Koalition zu setzen.  
Betrachtet man in Tabelle 7 zunächst Modell 1, zeigt sich erneut der bereits aus Tabelle 6 
bekannte Effekt der Parteinähe. Ist die CDU/CSU die nächstliegende Partei, erhöht sich die 
Wahrscheinlichkeit, für die Union und nicht die FDP zu votieren. Das Umgekehrte gilt, wenn 
die FDP die nächstliegende Partei ist (wenngleich dieser Effekt statistisch nicht signifikant 
ist). Interessant ist nun, dass das rationale Kalkül darüber hinaus einen eigenständigen Effekt 
auf die Wahlentscheidung besitzt. Insbesondere diejenigen Wähler, die gemäß rationalem 
Kalkül die Union wählen sollten, lassen eine gesteigerte Wahrscheinlichkeit erkennen, 
tatsächlich in diesem Sinne abzustimmen. Der analoge Effekt für die FDP ist wiederum nicht 
signifikant. In den Modellen 2 und 3 zeigt sich allerdings, dass auch die oben erläuterten im 
Sinne unseres theoretischen Modells irrationalen Überlegungen bei der Stimmabgabe der 
Unions- und FDP-Anhänger eine Rolle gespielt haben. So hatte die Präferenz für eine 
schwarz-gelbe Koalition tatsächlich einen negativen Effekt auf die Wahl der Unionsparteien. 
Je intensiver die Präferenz für eine schwarz-gelbe Koalition, desto eher wurde die FDP und 
nicht die Union gewählt. Die FDP profitierte also von den Befürwortern einer schwarz-gelben 
Koalition. Ob Wähler eine schwarz-gelbe Koalition erwarteten oder nicht, erweist sich 
hingegen in Modell 2 als bedeutungslos. 
 
- Tabelle 7 etwa hier – 
 
                                                 
22 Gemessen über die Skalometerbewertungen der verschiedenen Koalitionen. Entscheidend für die Präferenz ist 
dann, dass die schwarz-gelbe Koalition höher bewertet wurde als alle anderen Koalitionen.  
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Ein anderes Bild ergibt sich aber in Modell 3 für die Erwartung einer Mehrheit des 
gegnerischen Lagers. Wer eine Mehrheit für Rot-grün oder eine Regierungsbildung aus Rot-
rot-grün erwartete, tendierte eher zur FDP als zur CDU/CSU. Offenbar profitierte die FDP 
von den Überlegungen, die sie mit ihrer Zweitstimmenkampagne offensichtlich auch 
hervorrufen wollte. Vergleicht man die Effektgrößen, so ist festzustellen, dass die 
Koeffizienten der Koalitionspräferenzen und der Koalitionserwartungen den Einfluss der 
rationalen Wahl überlagern. Geht man davon aus, dass wir in unserem Modell des rationalen 
Kalküls alle relevanten Informationen über Koalitionen und Regierungsbildung integriert 
haben, so deuten die verbleibenden starken Effekte der Koalitionspräferenzen und -
erwartungen darauf hin, dass einige Wähler zu vermeintlichen strategischen Entscheidungen 
bei der Stimmabgabe verleitet wurden, die nicht ihrem wohlverstandenen Eigeninteresse im 





Seit der Bundestagswahl 2005 prägen unklare Mehrheitsverhältnisse die Koalitionspolitik auf 
Bundesebene. Die Bedeutung von Koalitionen für das Wählerverhalten wurde dadurch zu 
einem immer wichtigeren Thema auf der politischen Agenda und ebenso auf der Agenda der 
Wahlforschung. Auch wenn nach der Bundestagswahl 2009 mit der schwarz-gelben 
Regierung wieder eine Koalition nach traditionellem Muster gebildet werden konnte, ist für 
die Zukunft zu erwarten, dass es immer wieder zu schwierigen Koalitionskonstellationen 
kommen dürfte. Es stellt sich deshalb verstärkt die Frage, wie Wähler mit solchen Situationen 
umgehen bzw. ob es ihnen noch möglich ist, Koalitionen in Hinblick auf ihren Nutzen zu 
beurteilen, und wie sie diesen systematisch in ihren Wahlentscheidungen berücksichtigen. Die 
Koalitionssignale der Parteien – ihre Aussagen über für sich gewünschte oder aber abgelehnte 
Regierungskooperationen – können den Wählern einerseits dabei behilflich sein, die Chancen 
zur Realisierung unterschiedlicher Koalitionen besser einzuschätzen. Andererseits können sie 
aber auch dazu beitragen, dass Wähler in die Irre geführt werden und ihre Stimme nicht so 
abgeben, dass sie ihren Erwartungsnutzen maximiert. Daher wurde im vorliegenden Beitrag 




Da die Koalitionslage bei einer gegebenen Wahl eine wenig variable Kontextbedingung 
darstellt bzw. es in der Regel an Daten mangelt, die intra-individuelle Veränderungen durch 
kurzfristige Veränderungen dieses Kontextaspektes sichtbar machen könnten, wurde zur 
Untersuchung der Wirkung von Koalitionssignalen zunächst ein Umfrage-Experiment 
genutzt. Es konnte gezeigt werden, dass die als Stimulus benutzten Koalitionssignale bei 
einem großen Teil der Befragten zu einem Wechsel der Wahlabsicht geführt bzw. die 
erstmalige Entstehung einer Wahlabsicht begünstigt haben. Die Analysen haben überdies 
aufgezeigt, dass solche Prozesse intra-individuellen Wandels das Potenzial besitzen, 
Wahlergebnisse zu verändern. Durch unterschiedliche Musters experimentell vorgegebener 
Koalitionssignale haben sich die Stimmanteile von Parteien zum Teil deutlich verändert, und 
zwar teilweise zu ihrem Nutzen und teilweise zu ihrem Schaden. Unser erster Befund lautet 
daher, dass Wähler Koalitionssignale in ihre Wahlentscheidung einbeziehen und auf den sich 
bietenden Kontext reagieren, was zu nicht unerheblichen Auswirkungen auf den Wahlausgang 
führen kann. 
Die Anwendung unseres Modells der rationalen Wahlentscheidung auf die Bundestagswahl 
2009 zeigte einerseits, dass das von uns beschriebene rationale Kalkül, das unter anderem 
auch auf die Wahrnehmung von Koalitionssignalen zurückgreift, einen signifikanten Beitrag 
zur Erklärung der Wahlentscheidung leisten kann. Im Vergleich zu einem einfachen Modell 
der reinen Distanzwahl erhöht sich die Erklärungskraft deutlich, wenn Koalitionssignale 
systematisch in die Modellierung des Entscheidungskalküls der Wähler einbezogen werden. 
An dem von uns analysierten Fallbeispiel der schwarz-gelben Koalition bei der 
Bundestagswahl 2009 zeigte sich aber auch, dass starke Präferenzen für eine Koalition und 
entsprechende Befürchtungen, dass diese Koalition nicht zustande kommen könnte, das von 
uns unterstellte rationale Kalkül überlagern können. Das Senden sehr starker 
Koalitionssignale und Aussagen, wonach nur die Wahl einer bestimmten Partei das 
Zustandekommen einer Koalition sichern würde, können Wähler auch in die Irre führen und 
sie dazu verleiten, ihre Stimme nicht in ihrem wohlverstandenen Eigeninteresse – d.h. nicht 
rational – einzusetzen.  
Koalitionssignale spielen folglich eine wichtige Rolle für das Wahlverhalten. Die Parteien 
vermögen dabei, die Unsicherheit der Wähler zu reduzieren und ihnen durch die Sendung 
klarer Signale eine rationale Wahlentscheidung erleichtern. Das Senden von 
Koalitionssignalen birgt jedoch auch ein gewisses Risiko für die Parteien, da damit potentielle 
Wähler verprellt werden können. Dieses Risiko könnte sich aber dann als Chance erweisen, 
28 
 
wenn die Parteien die Vorteile unterschiedlicher Koalitionsoptionen deutlich machen würden 
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Tabelle 1: Effekte induzierter Koalitionserwartungen 
 Vignette zu 
 Grüne & CDU Ampel Linkskoalition FDP & SPD 
Wahlabsicht 
bleibt stabil: 
57 57 54 56 
Ohne Wahlabsicht 8 8 8 7 
Gleiche Partei 49 49 46 49 
     
Wahlabsicht 
verändert sich: 44 43 46 45 
Andere Partei 16 17 17 18 
Mobilisierung 18 18 18 19 
Demobilisierung 10 8 11 8 
Zelleinträge sind Spaltenprozente (mit evtl. Rundungsungenauigkeiten) auf Basis von N = 985 Beobachtungen. 
 
 





Wahlabsicht, nach ... 











CDU/CSU 31 23 31 32 32 
SPD 28 25 22 17 25 
FDP 10 15 10 12 11 
Grüne 15 13 17 13 13 
Linke 11 14 12 13 12 
Sonstige Partei 5 10 9 12 8 
(N) (706) (814) (828) (795) (838) 





Tabelle 3: Koalitionssignale der Parteien in den Fernsehnachrichten 
 CDU CSU SPD FDP Linke Grüne 
Große Koalition -3 - +4 - - - 
Schwarz-gelb +17 +4 - +21 - - 
Rot-grün - - - - - - 
Ampel - - +2 -17 - -1 
Jamaika - - - - - -6 
Rot-rot-grün - - -1 - - - 
























Große Koalition 20 44 27 9 28 1994 
Schwarz-gelb 40 41 15 4 62 1971 
Rot-grün 18 34 35 12 5 1940 
Ampel 3 20 52 25 -54 1887 
Jamaika 3 17 48 31 -59 1887 
Rot-rot-grün 6 20 38 37 -50 1881 
Zelleinträge sind Zeilenprozente (Spalten 2 bis 5) bzw. Spaltendifferenzen der Spalten 2 und 3 einerseits und 4 







Tabelle 5: Einteilung der Befragten nach rationalem Kalkül und Präferenzwahl 











Wahlabsicht für jeweilige Partei 
 Modell 1 Modell 2 Modell 3 
Ideologische Distanz zu 
Partei -6,03 (0,30)*** -5,33 (0,30)*** -5,31 (0,30)*** 
Naheste Partei 0,48 (0,09)*** 0,41 (0,10)*** 
 
-0,02 (0,17) 
Rationale Wahl  0,97 (0,10)*** 0,62 (0,19)** 
Politisches Wissen   -0,46 (0,10)*** 
Wissen * naheste 
Partei   0,58 (0,19)** 
Wissen * rationale 
Wahl   0,47 (0,21)* 
Konstante -0,55 (0,07)*** -0,91 (0,08)*** -0,57 (0,10)*** 
McFaddens Pseudo-R² 0,16 0,19 0,20 
N (Befragte) 1175 1175 1175 
N (Bewertungen) 5875 5875 5875 
Zelleinträge sind Logit-Koeffizienten, robuste Standardfehler in Klammern. Alle Variablen wurden auf ein 
Intervall von 0 bis 1 standardisiert.  
* p<0,05; ** p<0,01; *** p<0,001. 
 
 
 Kein rationales Kalkül Rationales Kalkül Σ 
Abweichende Wahl 27 14 42 
Präferenzwahl 28 30 58 









Wahlentscheidung für CDU/CSU versus FDP 
 Modell 1 Modell 2 Modell 3 
Naheste Partei: CDU/CSU 0,73 (0,29)* 0,74 (0,30)* 0,78 (0,30)* 
Naheste Partei: FDP -0,40 (,24 ) -0,32 (0,25) -0,27 (0,26) 
Rationale Partei: CDU/CSU 0,54 (25)* 0,74 (0,27)** 0,75 (0,27)** 
Rationale Partei: FDP -0,25 (0,44) -0,26 (0,44) -0,26 (0,44) 
Koalitionspräferenz: Schwarz-gelb  -0,85 (0,26)** -0,82 (0,25)** 
Koalitionserwartung: Schwarz-gelb  0,39 (0,28)  
Koalitionserwartung:  
Rot-grün oder Rot-rot-grün 
  -1,44 (0,69)* 
Konstante 0,71 (0,23)** 0,80 (0,30)** 1,09 (0,26)*** 
McFadden’s Pseudo-R² 0,07 0,14 0,15 
N   530 530 530 
Zelleinträge sind Logit-Koeffizienten, Standardfehler in Klammern. Alle Variablen wurden auf ein Intervall von 
0 bis 1 standardisiert.  
























4 legislatives Spiel Politikergebnis 
 
             direkte Konsequenz, direkter Einfluss 
             Einfluss durch Antizipation über Rückwärtsinduktion 
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